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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 392/2004 DES RATES
vom 24. Februar 2004

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die
entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (2) wurden
harmonisierte Rahmenvorschriften für die Etikettierung,
Erzeugung und Kontrolle von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen festgelegt, die als Erzeugnisse des ökolo-
gischen Landbaus gekennzeichnet sind oder gekenn-
zeichnet werden sollen.

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sieht auch einen
gemeinschaftsweiten Schutz bestimmter Bezeichnungen
vor, durch die die Verbraucher darauf hingewiesen
werden, dass ein Lebensmittel, ein Futtermittel oder seine
Bestandteile nach den in jener Verordnung festgelegten
Methoden des ökologischen Landbaus erzeugt werden.
Dieser Schutz gilt auch für die daraus abgeleiteten
gebräuchlichen Bezeichnungen oder Diminutive dieser
Bezeichnungen, unabhängig davon, ob sie allein oder
kombiniert verwendet werden, und unabhängig davon,
in welcher Sprache sie verwendet werden. Um jede
Möglichkeit einer Fehlinterpretation hinsichtlich des
Umfangs dieses Schutzes auszuräumen, sollte jene
Verordnung entsprechend geändert werden.

(3) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 unterliegen
Unternehmen, die in den Geltungsbereich jener Verord-
nung fallende Erzeugnisse erzeugen, aufbereiten oder aus
Drittländern einführen, auch einem Kontrollverfahren. In
den letzten Jahren sind einige Erzeugnisse unter Bezug-
nahme auf den ökologischen Landbau in Verkehr
gebracht worden, die nicht der Verordnung (EWG) Nr.
2092/91 entsprachen. Außerdem ist es vor kurzem bei
der Lagerung von Erzeugnissen des ökologischen

Landbaus zur Verseuchung durch Herbizide gekommen.
Daher müssen die Kontrollen verschärft werden, indem
alle mit der Erzeugung und Aufbereitung von Erzeug-
nissen befassten Marktteilnehmer diesen Kontrollen
unterzogen werden.

(4) Gemäß dem Prinzip des risikobezogenen Ansatzes kann
es in einigen Fällen unverhältnismäßig erscheinen, die
Melde- und Kontrollpflichten auf bestimmte
Einzelhändler anzuwenden. Es sollte daher vorgesehen
werden, dass Mitgliedstaaten solche Händler von diesen
Pflichten befreien können.

(5) Die Kontrollbehörden und -stellen sind zur Wahrung der
Vertraulichkeit verpflichtet und dürfen Informationen
und Daten, von denen sie bei ihrer Kontrolltätigkeit
Kenntnis erhalten, nicht weitergeben. Der Informations-
austausch zwischen den Kontrollbehörden und Kontroll-
stellen sollte jedoch möglich sein, um die Herkunfts-
sicherung zu verbessern und die Einhaltung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 während des gesamten
Erzeugungs- und Aufbereitungsverfahrens zu gewähr-
leisten.

(6) Da das Gemeinschaftslogo, das bedeutet, dass die Erzeug-
nisse unter die spezifische Kontrollregelung fallen, für
aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse verwendet
werden darf, empfiehlt es sich aus Gründen der Klarheit
vorzuschreiben, dass für diese Erzeugnisse gleichwertige
Kontrollanforderungen Anwendung finden.

(7) Es empfiehlt sich, ein späteres Datum für die Anwen-
dung der neuen Melde- und Kontrollpflichten vorzu-
sehen, damit insbesondere in den Mitgliedstaaten, in
denen es derzeit keine solchen Pflichten gibt, die erfor-
derlichen Anpassungen vorgenommen werden können.
Kontrollpflichten, die bereits auf nationaler Ebene
bestehen, sollten davon unberührt bleiben.

(8) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sollte daher
entsprechend geändert werden —
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(1) Stellungnahme vom 4. Dezember 2003 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(2) ABl. L 198 vom 22.7.1991, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2277/2003 der Kommission (ABl. L 336 vom
23.12.2003, S. 68).



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung gilt ein Erzeugnis als aus ökolo-
gischem Landbau stammend gekennzeichnet, wenn in der
Etikettierung, der Werbung oder den Geschäftspapieren das
Erzeugnis, seine Bestandteile oder die Futtermittel-Ausgangs-
erzeugnisse mit Bezeichnungen versehen werden, die dem
Käufer den Eindruck vermitteln, dass das Erzeugnis, seine
Bestandteile oder die Futtermittel-Ausgangserzeugnisse nach
den in Artikel 6 genannten Produktionsregeln gewonnen
wurden. Insbesondere die folgenden Bezeichnungen, die
daraus abgeleiteten gebräuchlichen Bezeichnungen (wie
Bio-, Öko- usw.) und ihre Diminutive, alleine oder kombi-
niert verwendet, gelten in der gesamten Gemeinschaft und
in allen Amtssprachen als Hinweis auf Methoden des ökolo-
gischen Landbaus, es sei denn, sie werden nicht für in
Lebensmitteln oder Futtermitteln enthaltene landwirtschaft-
liche Erzeugnisse verwendet oder stehen ganz offensichtlich
in keinem Zusammenhang mit dieser Art der Erzeugung:

— spanisch: ecológico,

— dänisch: økologisk,

— deutsch: ökologisch, biologisch,

— griechisch: βιολογικό,

— englisch: organic,

— französisch: biologique,

— italienisch: biologico,

— niederländisch: biologisch,

— portugiesisch: biológico,

— finnisch: luonnonmukainen,

— schwedisch: ekologisk.“

2. Artikel 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Jedes Unternehmen, das Erzeugnisse gemäß Artikel 1
erzeugt, aufbereitet, lagert oder aus einem Drittland einführt,
um sie später zu vermarkten, oder das diese Erzeugnisse
vermarktet, ist verpflichtet,

a) diese Tätigkeit bei der zuständigen Behörde des Mitglied-
staats, in dem diese Tätigkeit ausgeübt wird, zu melden;
die Meldung muss die in Anhang IV genannten Angaben
enthalten;

b) seine Tätigkeit dem Kontrollverfahren gemäß Artikel 9
zu unterstellen.

Die Mitgliedstaaten können Einzelhändler, die derartige
Erzeugnisse direkt an den Endverbraucher oder -nutzer
verkaufen, von der Anwendung dieses Absatzes befreien,
sofern sie diese Erzeugnisse nicht selbst erzeugen, aufbe-

reiten, an einem anderen Ort als einem Ort in Verbindung
mit der Verkaufsstelle lagern oder aus einem Drittland
einführen.

Vergibt ein Unternehmen irgendeine der in Unterabsatz 1
genannten Tätigkeiten als Auftrag an einen Dritten, so
unterliegt dieses Unternehmen trotzdem den in den Buch-
staben a) und b) genannten Pflichten und die weiterverge-
benen Tätigkeiten unterliegen dem Kontrollverfahren gemäß
Artikel 9.“

3. Artikel 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten führen ein Kontrollverfahren
ein, das von einer oder mehreren hierfür bestimmten
Kontrollbehörden und/oder von zugelassenen privaten
Kontrollstellen durchzuführen ist und dem die in Artikel
8 Absatz 1 genannten Unternehmen unterstellt werden.“

b) Dem Absatz 7 Buchstabe b) wird folgender Satz ange-
fügt:

„Sie müssen jedoch auf Antrag einschlägige Informa-
tionen über die Ergebnisse ihrer Kontrollen mit anderen
Kontrollbehörden oder zugelassenen Kontrollstellen
austauschen, soweit dieser Antrag mit der Notwendigkeit
begründet ist, zu gewährleisten, dass die Erzeugnisse
gemäß dieser Verordnung erzeugt wurden. Sie können
diese Informationen auch von sich aus austauschen.“

c) Absatz 9 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

„a) bei Feststellung einer Unregelmäßigkeit hinsichtlich
der Durchführung der Artikel 5 und 6, der Bestim-
mungen der Artikel 3 und 4 der Verordnung (EG)
Nr. 223/2003 der Kommission vom 5. Februar 2003
zur Festlegung von Etikettierungsvorschriften für
Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermittel-
Ausgangserzeugnisse aus ökologischem Landbau (*)
oder der Maßnahmen des Anhangs III die Hinweise
auf den ökologischen Landbau nach Artikel 2 von
der gesamten von der Unregelmäßigkeit betroffenen
Partie oder Erzeugung entfernen lassen;

(*) ABl. L 31 vom 6.2.2003, S. 3.“

4. Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

„b) bei allen Erzeugungs- und Aufbereitungsvorgängen dem
Kontrollverfahren nach Artikel 9 oder — bei einge-
führten Erzeugnissen — gleichwertigen Maßnahmen
unterzogen wurden; bei gemäß Artikel 11 Absatz 6
eingeführten Erzeugnissen muss die Durchführung des
Kontrollverfahrens Anforderungen erfüllen, die den in
Artikel 9, insbesondere Absatz 4, vorgesehenen Anfor-
derungen gleichwertig sind;“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 1 Nummer 2 gilt ab dem 1. Juli 2005.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 24. Februar 2004.

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. WALSH
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VERORDNUNG (EG) Nr. 393/2004 DES RATES
vom 24. Februar 2004

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 über die gemeinsame Marktorganisation für
Faserflachs und -hanf

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 Absatz 2 Unterab-
satz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b) Unterabsatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 (3) ist vorgesehen, dass
die Mitgliedstaaten von der 7,5 -%igen Obergrenze für
Unreinheiten und Schäben abweichen und die Beihilfe
für die Verarbeitung auch gewähren können, wenn der
Gehalt an Unreinheiten und Schäben bei kurzen Flachs-
fasern 7,5 % bis 15 % und bei Hanffasern 7,5 % bis 25 %
beträgt. Diese Möglichkeit besteht aber gegenwärtig nur
bis zum Wirtschaftsjahr 2003/04.

(2) Derzeit liegt der Gehalt an Unreinheiten und Schäben
bei kurzen Flachsfasern und Hanffasern nach der Erstver-
arbeitung zumeist über 7,5 %. Um den positiven Trend
in dem Sektor zu unterstützen und die Wettbewerbs-
fähigkeit noch weiter zu erhöhen, sollte die den Mitglied-
staaten eingeräumte Möglichkeit, von der genannten
Obergrenze abzuweichen, um zwei Wirtschaftsjahre
verlängert werden.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 sollte entsprechend
geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b) Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1673/2000 wird die Angabe „2001/02 bis
2003/04“ durch die Angabe „2001/02 bis 2005/06“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 24. Februar 2004.

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. WALSH
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(1) Stellungnahme vom 10. Februar 2004 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(2) Stellungnahme vom 28. Januar 2004 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(3) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 16. Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 (ABl. L 270 vom 21.10.2003, S.
1).



VERORDNUNG (EG) Nr. 394/2004 DER KOMMISSION
vom 2. März 2004

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 3. März 2004 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 2. März 2004

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (ABl. L 299 vom
1.11.2002, S. 17).



ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 2. März 2004 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 107,8
204 53,6
212 115,9
999 92,4

0707 00 05 052 146,1
068 51,0
204 49,7
999 82,3

0709 90 70 052 110,6
204 54,9
999 82,8

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 39,0
204 47,6
212 53,0
220 39,1
400 70,9
624 74,6
999 54,0

0805 50 10 052 54,0
400 36,4
600 57,6
999 49,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 052 60,0
060 37,3
388 117,3
400 112,9
404 101,0
508 69,4
512 94,3
524 82,4
528 89,5
720 79,0
999 84,3

0808 20 50 060 66,1
388 78,7
508 69,3
512 65,6
528 75,7
720 149,5
999 84,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11). Der
Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 395/2004 DER KOMMISSION
vom 2. März 2004

zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung
(EG) Nr. 964/2003 des Rates gegenüber den Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl, mit Ursprung in unter anderem
der Volksrepublik China eingeführten Antidumpingmaßnahmen durch aus Sri Lanka versandte
Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus
Eisen oder Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse Sri Lankas angemeldet oder nicht, und zur zollamtli-

chen Erfassung dieser Einfuhren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern (1) (nachstehend „Grundverordnung“
genannt), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, Artikel 14
Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 5,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. ANTRAG

(1) Die Kommission erhielt einen Antrag gemäß Artikel 13
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.384/96 des Rates auf
Untersuchung einer mutmaßlichen Umgehung der Anti-
dumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren
bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl mit
Ursprung unter anderem in der Volksrepublik China.

(2) Der Antrag wurde am 20. Januar 2004 vom Defence
Committee of the Steel Butt-Welding Fittings Industry
der Europäischen Union im Namen von 4 Gemein-
schaftsherstellern gestellt.

B. WARE

(3) Bei der von der mutmaßlichen Umgehung betroffenen
Ware handelt es sich um Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke (mit
Ausnahme von gegossenen Formstücken, Flanschen und
Formstücken mit Gewinde) aus Eisen oder Stahl (ausge-
nommen aus nicht rostendem Stahl) mit einem größten
äußeren Durchmesser von 609,6 mm oder weniger,
zum Einschweißen und zu anderen Zwecken, die derzeit
den KN-Codes ex 7307 93 11 (TARIC-Code
7307 93 11 94), ex 7307 93 19 (TARIC-Code
7307 93 19 94), ex 7307 99 30 (TARIC-Code
7307 99 30 94) und ex 7307 99 90 (TARIC-Code
7307 99 90 94) (die „betroffene Ware“) zugewiesen
werden. Diese Codes werden nur informationshalber
angegeben.

(4) Gegenstand der Untersuchung sind bestimmte aus Sri
Lanka versandte Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke
und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl, (nach-
stehend „untersuchte Ware“ genannt), die normalerweise
unter denselben KN-Codes angemeldet werden wie die
betroffene Ware.

C. GELTENDE MASSNAHMEN

(5) Bei den derzeit geltenden und mutmaßlich umgangenen
Maßnahmen handelt es sich um einen mit der Verord-
nung (EG) Nr. 964/2003 des Rates (2) eingeführten
endgültigen Antidumpingzoll.

D. GRÜNDE

(6) Der Antrag enthält hinreichende Anscheinsbeweise
dafür, dass die Antidumpingmaßnahmen gegenüber den
Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschluss-
stücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl,
mit Ursprung in der Volksrepublik China durch den
Versand bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschluss-
stücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl
über Sri Lanka mit falschen Ursprungsangaben
umgangen werden.

(7) Es wurden folgende Beweise übermittelt:

Aus dem Antrag geht hervor, dass sich das Handelsge-
füge der Ausfuhren aus der Volksrepublik China und Sri
Lanka in die Gemeinschaft nach der Einführung der
Maßnahmen gegenüber der betroffenen Ware erheblich
verändert hat und dass es für diese Veränderung außer
der Einführung des Zolls keine hinreichende Begründung
oder Rechtfertigung gibt.

Diese Veränderung des Handelsgefüges ist dem Anschein
nach auf den Versand von bestimmten Rohrformstücken,
Rohrverschlussstücken und Rohrverbindungsstücken aus
Eisen oder Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik
China über Sri Lanka mit falschen Ursprungsangaben
zurückzuführen.

Ferner enthält der Antrag hinreichende Beweise dafür,
dass die Abhilfewirkung der geltenden Antidumping-
maßnahmen gegenüber den Einfuhren der betroffenen
Ware in Bezug auf die Menge untergraben wird. Dem
Anschein nach sind bedeutende Mengen von Einfuhren
bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl aus Sri
Lanka an die Stelle der Einfuhren der betroffenen Ware
mit Ursprung in der Volksrepublik China getreten.

Schließlich enthält der Antrag genügend Beweise dafür,
dass die Preise bestimmter Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder
Stahl im Vergleich zu dem ursprünglich für die betrof-
fene Ware ermittelten Normalwert gedumpt sind.

Sollten im Verlauf der Untersuchung neben dem Versand
über Sri Lanka und die falsche Ursprungsangabe noch
andere Umgehungspraktiken im Sinne des Artikels 13
der Grundverordnung festgestellt werden, kann sich die
Untersuchung auch auf diese Praktiken erstrecken.
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E. VERFAHREN

(8) Aus den vorstehenden Gründen gelangte die Kommis-
sion zu dem Schluss, dass die Beweise ausreichen, um
die Einleitung einer Untersuchung gemäß Artikel 13 der
Grundverordnung zu rechtfertigen und die aus Sri Lanka
versandten Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohr-
verschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen
oder Stahl, unabhängig davon, ob ihr Ursprung in der
Anmeldung mit Sri Lanka angegeben ist oder nicht,
gemäß Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung zoll-
amtlich zu erfassen.

a) Fragebogen

(9) Um die von ihr für ihre Untersuchung als notwendig
erachteten Informationen einzuholen wird die Kommis-
sion den Ausführern/Herstellern und ihren Verbänden in
Sri Lanka, den im Ausführern/Herstellern und ihren
Verbänden in der Volksrepublik China und den
Einführern und ihren Verbänden in der Gemeinschaft,
die an der Untersuchung mitarbeiteten, die zu den
geltenden Maßnahmen führte, sowie den Behörden Sri
Lankas und der Volksrepublik China Fragebogen
zusenden. Gegebenenfalls werden auch Informationen
vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eingeholt.

(10) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, umge-
hend und innerhalb der in Artikel 3 genannten Frist die
Kommission zu kontaktieren und gegebenenfalls inner-
halb der in Artikel 3 Absatz 1 gesetzten Frist einen
Fragebogen anfordern, da die in Artikel 3 Absatz 2
gesetzte Frist für alle interessierten Parteien gilt.

(11) Die Behörden der Volksrepublik China und Sri Lankas
werden über die Einleitung der Untersuchung unter-
richtet.

b) Einholung von Informationen und Anhörungen

(12) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schrift-
lich darzulegen. Die Kommission kann die interessierten
Parteien ferner anhören, sofern die Parteien dies schrift-
lich beantragen und nachweisen, dass besondere Gründe
für ihre Anhörung sprechen.

c) Befreiung von der zollamtlichen Erfassung oder von den
Maßnahmen

(13) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung
können Einfuhren der untersuchten Ware von der zoll-
amtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen befreit
werden, wenn die Einfuhr keine Umgehung darstellt.

(14) Die mutmaßliche Umgehung findet außerhalb der
Gemeinschaft statt. Artikel 13 der Grundverordnung
zielt darauf ab, Umgehungspraktiken entgegenzuwirken,
ohne Wirtschaftsbeteiligte zu benachteiligen, die nach-
weisen können, dass sie an solchen Praktiken nicht betei-
ligt sind. Dieser Artikel beinhaltet jedoch keine ausdrück-
liche Bestimmung für die Behandlung von Herstellern in
den betroffenen Ländern, die nachweisen können, dass
sie an den Umgehungspraktiken nicht beteiligt sind.
Daher erscheint es notwendig, betroffenen Herstellern

Gelegenheit zu geben, eine Befreiung der von ihnen
ausgeführten Einfuhren von der zollamtlichen Erfassung
oder von den für diese Einfuhren geltenden Maßnahmen
zu beantragen.

(15) Hersteller, die eine Befreiung erwirken möchten, sollten
einen entsprechenden Antrag stellen und gegebenenfalls
einen Fragebogen innerhalb der gesetzten Fristen beant-
worten, damit festgestellt werden kann, dass sie die Anti-
dumpingzölle nicht im Sinne des Artikels 13 Absatz 1
der Grundverordnung umgehen. Einführer können
gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung von
der zollamtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen
befreit werden, wenn ihre Einfuhren von Herstellern
stammen, denen eine solche Befreiung gewährt wird.

F. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(16) Gemäß Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung
sollten die Einfuhren der untersuchten Ware zollamtlich
erfasst werden, damit in dem Fall, in dem bei der Unter-
suchung eine Umgehung festgestellt wird, Antidum-
pingzölle in entsprechender Höhe rückwirkend vom
Zeitpunkt der zollamtlichen Erfassung an auf die aus Sri
Lanka versandten Einfuhren erhoben werden können.

G. FRISTEN

(17) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollten
Fristen festgesetzt werden, innerhalb derer

— sich interessierte Parteien bei der Kommission selbst
melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen und
Antworten auf den Fragebogen oder sonstige Infor-
mationen übermitteln können, die im Rahmen der
Untersuchung berücksichtigt werden sollen;

— interessierte Parteien einen schriftlichen Antrag auf
Anhörung durch die Kommission stellen können.

(18) Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der
meisten in der Grundverordnung verankerten
Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende
Partei innerhalb der in Artikel 3 genannten Frist meldet.

H. NICHTMITARBEIT

(19) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den
erforderlichen Informationen oder erteilt sie sie nicht
innerhalb der gesetzten Fristen oder behindert sie erheb-
lich die Untersuchung, so können gemäß Artikel 18 der
Grundverordnung positive oder negative Feststellungen
auf der Grundlage der verfügbaren Informationen
getroffen werden.

(20) Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre
oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so
werden diese Informationen nicht berücksichtigt, und
gemäß Artikel 18 der Grundverordnung können die
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden.
Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
mit und werden gemäß Artikel 18 die verfügbaren Infor-
mationen zugrunde gelegt, so kann dies zu einem
Ergebnis führen, das für diese Partei weniger günstig ist,
als wenn sie mitgearbeitet hätte —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Es wird eine Untersuchung gemäß Artikel 13 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr.384/96 des Rates eingeleitet, um festzu-
stellen, ob durch die aus Sri Lanka versandten Einfuhren von
Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungs-
stücke (mit Ausnahme von gegossenen Formstücken, Flanschen
und Formstücken mit Gewinde) aus Eisen oder Stahl (ausge-
nommen aus nicht rostendem Stahl) mit einem größten
äußeren Durchmesser von 609,6 mm oder weniger, zum
Einschweißen und zu anderen Zwecken, der KN-Codes
ex 7307 93 11 (TARIC-Code 7307 93 11 94), ex 7307 93 19
(TARIC-Code 7307 93 19 94), ex 7307 99 30 (TARIC-Code
7307 99 30 94) und ex 7307 99 90 (TARIC-Code
7307 99 90 94), ob als Ursprungserzeugnisse Sri Lankas ange-
meldet oder nicht, in die Gemeinschaft die mit der Verordnung
(EG) Nr. 964/2003 des Rates eingeführten Maßnahmen
umgangen werden.

Artikel 2

Die Zollbehörden werden gemäß Artikel 13 Absatz 3 und
Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates
angewiesen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Einfuhren in die
Gemeinschaft zollamtlich zu erfassen.

Die Erfassung endet neun Monate nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung.

Die Kommission kann die Zollbehörden per Verordnung
anweisen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren von Waren
in die Gemeinschaft einzustellen, die von Herstellern hergestellt
werden, die eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung
beantragt haben, und für die festgestellt wurde, dass sie die
Antidumpingzölle nicht umgehen.

Artikel 3

(1) Die Fragebogen sind bei der Kommission innerhalb von
15 Tagen nach der Veröffentlichung dieser Verordnung im
Amtsblatt der Europäischen Union anzufordern.

(2) Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen betroffene
Parteien innerhalb von vierzig Tagen nach der Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union mit
der Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt schrift-

lich darlegen und ihre Antworten auf den Fragebogen und
sonstige Informationen übermitteln, wenn diese Angaben bei
der Untersuchung berücksichtigt werden sollen.

(3) Innerhalb der vorgenannten Frist von 40 Tagen können
die interessierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung
durch die Kommission stellen.

(4) Alle sachdienlichen Informationen, alle Anträge auf
Anhörung, auf Zusendung eines Fragebogens oder auf Geneh-
migung der Erteilung von Bescheinigungen, aus denen hervor-
geht, dass die Einfuhr keine Umgehung darstellt, sind schriftlich
(nicht in elektronischer Form, sofern nichts anderes bestimmt
ist) unter Angabe des Namens, der Anschrift, der E-Mail-
Adresse und der Telefon-, der Fax- und/oder der Telexnummer
der interessierten Partei zu übermitteln. Alle schriftlichen Stel-
lungnahmen, einschließlich der in dieser Bekanntmachung
angeforderten Informationen, die Antworten auf den Frage-
bogen und alle Schreiben, die von betroffenen Parteien auf
vertraulicher Basis übermittelt werden, müssen den Vermerk
„Zur eingeschränkten Verwendung“ tragen und gemäß Artikel
19 Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht
vertraulichen Fassung übermittelt werden, die den Vermerk
„Zur Einsichtnahme durch betroffene Parteien“ trägt. Alle
schriftlichen Stellungnahmen, einschließlich der in dieser
Verordnung angeforderten Informationen, der Antworten auf
den Fragebogen und aller Schreiben, die von interessierten
Parteien auf vertraulicher Basis übermittelt werden, müssen den
Vermerk „Zur eingeschränkten Verwendung“ (1) tragen und
gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Grundverordnung zusammen
mit einer nicht vertraulichen Fassung übermittelt werden, die
den Vermerk „Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“
trägt.

Anschrift der Kommission

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion B
J-79 5/16
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 295 65 05
Fernschreiber: COMEU B 21877.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 2. März 2004

Für die Kommission
Pascal LAMY

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 396/2004 DER KOMMISSION
vom 2. März 2004

zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung
(EG) Nr. 964/2003 des Rates gegenüber den Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl, mit Ursprung in unter anderem
der Volksrepublik China eingeführten Antidumpingmaßnahmen durch aus Indonesien versandte
Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus
Eisen oder Stahl, ob als Ursprungserzeugnisse Indonesiens angemeldet oder nicht, und zur zollamt-

lichen Erfassung dieser Einfuhren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern (1) (nachstehend „Grundverordnung“
genannt), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, Artikel 14
Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 5,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. EINFÜHRUNG

(1) Die Kommission hat beschlossen, gemäß Artikel 13
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 von sich aus
die mutmaßliche Umgehung der Antidumpingmaß-
nahmen gegenüber den Einfuhren bestimmter Rohrform-
stücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungs-
stücke aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in der Volksre-
publik China zu untersuchen.

B. WARE

(2) Bei der von der mutmaßlichen Umgehung betroffenen
Ware handelt es sich um Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke (mit
Ausnahme von gegossenen Formstücken, Flanschen und
Formstücken mit Gewinde) aus Eisen oder Stahl (ausge-
nommen aus nicht rostendem Stahl) mit einem größten
äußeren Durchmesser von 609,6 mm oder weniger,
zum Einschweißen und zu anderen Zwecken, die derzeit
den KN-Codes ex 7307 93 11 (TARIC-Code
7307 93 11 93), ex 7307 93 19 (TARIC-Code
7307 93 19 93), ex 7307 99 30 (TARIC-Code
7307 99 30 93) und ex 7307 99 90 (TARIC-Code
7307 99 90 93) (die „betroffene Ware“) zugewiesen
werden. Diese Codes werden nur informationshalber
angegeben.

(3) Gegenstand der Untersuchung sind bestimmte aus Indo-
nesien versandte Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke
und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl, (nach-
stehend „untersuchte Ware“ genannt), die normalerweise
unter denselben KN-Codes angemeldet werden wie die
betroffene Ware.

C. GELTENDE MASSNAHMEN

(4) Bei den derzeit geltenden und mutmaßlich umgangenen
Maßnahmen handelt es sich um einen mit der Verord-
nung (EG) Nr. 964/2003 des Rates (2) eingeführten
endgültigen Antidumpingzoll.

D. GRÜNDE

(5) Der Kommission liegen ausreichende Anscheinsbeweise
dafür vor, dass die Antidumpingmaßnahmen gegenüber
den Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder
Stahl, mit Ursprung in der Volksrepublik China durch
den Versand bestimmter Rohrformstücke, Rohrver-
schlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder
Stahl über Indonesien mit falschen Ursprungsangaben
umgangen werden.

(6) Die folgenden Beweise liegen vor:

Das Handelsgefüge der Ausfuhren aus der Volksrepublik
China und Indonesien in die Gemeinschaft hat sich nach
der Einführung von Maßnahmen gegenüber der betrof-
fenen Ware erheblich verändert. Das Einfuhrvolumen
der untersuchten Ware ist erheblich gewachsen, und
außer der Einführung des Zolls gibt es keine hinrei-
chende Begründung oder Rechtfertigung für eine solche
Veränderung. Diese Veränderung des Handelsgefüges ist
dem Anschein nach auf den Versand von bestimmten
Rohrformstücken, Rohrverschlussstücken und Rohrver-
bindungsstücken aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in
der Volksrepublik China über Indonesien und die mit
falschen Ursprungsangaben zurückzuführen.

Ferner deuten die Beweise darauf hin, dass die Abhilfe-
wirkung der geltenden Antidumpingmaßnahmen gegen-
über den Einfuhren der betroffenen Ware in Bezug auf
die Menge untergraben wird. Dem Anschein nach sind
bedeutende Mengen von Einfuhren bestimmter Rohr-
formstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungs-
stücke aus Eisen oder Stahl aus Indonesien an die Stelle
der Einfuhren der betroffenen Ware mit Ursprung in der
Volksrepublik China getreten.

Schließlich liegen der Kommission hinreichende Beweise
dafür vor, dass die Preise bestimmter Rohrformstücke,
Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus
Eisen oder Stahl im Vergleich zu dem ursprünglich für
die betroffene Ware ermittelten Normalwert gedumpt
sind.

Sollten im Verlauf der Untersuchung neben dem Versand
über Indonesien und die falsche Ursprungsangabe noch
andere Umgehungspraktiken im Sinne des Artikels 13
der Grundverordnung festgestellt werden, kann sich die
Untersuchung auch auf diese Praktiken erstrecken.
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E. VERFAHREN

(7) Aus den vorstehenden Gründen gelangte die Kommis-
sion zu dem Schluss, dass die Beweise ausreichen, um
die Einleitung einer Untersuchung gemäß Artikel 13 der
Grundverordnung zu rechtfertigen und die aus Indo-
nesien versandten Einfuhren bestimmter Rohrform-
stücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungs-
stücke aus Eisen oder Stahl, unabhängig davon, ob ihr
Ursprung in der Anmeldung mit Indonesien angegeben
ist oder nicht, gemäß Artikel 14 Absatz 5 der Grundver-
ordnung zollamtlich zu erfassen.

a) Fragebogen

(8) Um die von ihr für ihre Untersuchung als notwendig
erachteten Informationen einzuholen wird die Kommis-
sion den Ausführern/Herstellern und ihren Verbänden in
Indonesien, den im Ausführern/Herstellern und ihren
Verbänden in der Volksrepublik China und den
Einführern und ihren Verbänden in der Gemeinschaft,
die an der Untersuchung mitarbeiteten, die zu den
geltenden Maßnahmen führte, sowie den Behörden Indo-
nesiens und der Volksrepublik China Fragebogen
zusenden. Gegebenenfalls werden auch Informationen
vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eingeholt.

(9) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, umge-
hend und innerhalb der in Artikel 3 genannten Frist die
Kommission zu kontaktieren und gegebenenfalls inner-
halb der in Artikel 3 Absatz 1 gesetzten Frist einen
Fragebogen anfordern, da die in Artikel 3 Absatz 2
gesetzte Frist für alle interessierten Parteien gilt.

(10) Die Behörden der Volksrepublik China und Indonesiens
werden über die Einleitung der Untersuchung unter-
richtet.

b) Einholung von Informationen und Anhörungen

(11) Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schrift-
lich darzulegen. Die Kommission kann die interessierten
Parteien ferner anhören, sofern die Parteien dies schrift-
lich beantragen und nachweisen, dass besondere Gründe
für ihre Anhörung sprechen.

c) Befreiung von der zollamtlichen Erfassung oder von den
Maßnahmen

(12) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung
können Einfuhren der untersuchten Ware von der zoll-
amtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen befreit
werden, wenn die Einfuhr keine Umgehung darstellt.

(13) Die mutmaßliche Umgehung findet außerhalb der
Gemeinschaft statt. Artikel 13 der Grundverordnung
zielt darauf ab, Umgehungspraktiken entgegenzuwirken,
ohne Wirtschaftsbeteiligte zu benachteiligen, die nach-
weisen können, dass sie an solchen Praktiken nicht betei-
ligt sind. Dieser Artikel beinhaltet jedoch keine ausdrück-
liche Bestimmung für die Behandlung von Herstellern in
den betroffenen Ländern, die nachweisen können, dass
sie an den Umgehungspraktiken nicht beteiligt sind.
Daher erscheint es notwendig, betroffenen Herstellern
Gelegenheit zu geben, eine Befreiung der von ihnen

ausgeführten Einfuhren von der zollamtlichen Erfassung
oder von den für diese Einfuhren geltenden Maßnahmen
zu beantragen.

(14) Hersteller, die eine Befreiung erwirken möchten, sollten
einen entsprechenden Antrag stellen und gegebenenfalls
einen Fragebogen innerhalb der gesetzten Fristen beant-
worten, damit festgestellt werden kann, dass sie die Anti-
dumpingzölle nicht im Sinne des Artikels 13 Absatz 1
der Grundverordnung umgehen. Einführer können
gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung von
der zollamtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen
befreit werden, wenn ihre Einfuhren von Herstellern
stammen, denen eine solche Befreiung gewährt wird.

F. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(15) Gemäß Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung
sollten die Einfuhren der untersuchten Ware zollamtlich
erfasst werden, damit in dem Fall, in dem bei der Unter-
suchung eine Umgehung festgestellt wird, Antidum-
pingzölle in entsprechender Höhe rückwirkend vom
Zeitpunkt der zollamtlichen Erfassung an auf die aus
Indonesien versandten Einfuhren erhoben werden
können.

G. FRISTEN

(16) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollten
Fristen festgesetzt werden, innerhalb derer

— sich interessierte Parteien bei der Kommission selbst
melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen und
Antworten auf den Fragebogen oder sonstige Infor-
mationen übermitteln können, die im Rahmen der
Untersuchung berücksichtigt werden sollen;

— interessierte Parteien einen schriftlichen Antrag auf
Anhörung durch die Kommission stellen können.

(17) Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der
meisten in der Grundverordnung verankerten
Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende
Partei innerhalb der in Artikel 3 genannten Frist meldet.

H. NICHT MITARBEIT

(18) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den
erforderlichen Informationen oder erteilt sie sie nicht
innerhalb der gesetzten Fristen oder behindert sie erheb-
lich die Untersuchung, so können gemäß Artikel 18 der
Grundverordnung positive oder negative Feststellungen
auf der Grundlage der verfügbaren Informationen
getroffen werden.

(19) Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre
oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so
werden diese Informationen nicht berücksichtigt, und
gemäß Artikel 18 der Grundverordnung können die
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden.
Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
mit und werden gemäß Artikel 18 die verfügbaren Infor-
mationen zugrunde gelegt, so kann dies zu einem
Ergebnis führen, das für diese Partei weniger günstig ist,
als wenn sie mitgearbeitet hätte —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Es wird eine Untersuchung gemäß Artikel 13 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr.384/96 des Rates eingeleitet, um festzu-
stellen, ob durch die aus Indonesien versandten Einfuhren von
Rohrformstücken, Rohrverschlussstücken und Rohrverbin-
dungsstücken (mit Ausnahme von gegossenen Formstücken,
Flanschen und Formstücken mit Gewinde) aus Eisen oder Stahl
(ausgenommen aus nicht rostendem Stahl) mit einem größten
äußeren Durchmesser von 609,6 mm oder weniger, zum
Einschweißen und zu anderen Zwecken, der KN-Codes
ex 7307 93 11 (TARIC-Code 7307 93 11 93), ex 7307 93 19
(TARIC-Code 7307 93 19 93), ex 7307 99 30 (TARIC-Code
7307 99 30 93) und ex 7307 99 90 (TARIC-Code
7307 99 90 93) ob als Ursprungserzeugnisse Indonesiens ange-
meldet oder nicht, in die Gemeinschaft die mit der Verordnung
(EG) Nr. 964/2003 des Rates eingeführten Maßnahmen
umgangen werden.

Artikel 2

Die Zollbehörden werden gemäß Artikel 13 Absatz 3 und
Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates
angewiesen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Einfuhren in die
Gemeinschaft zollamtlich zu erfassen.

Die Erfassung endet neun Monate nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung.

Die Kommission kann die Zollbehörden per Verordnung
anweisen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren von Waren
in die Gemeinschaft einzustellen, die von Herstellern hergestellt
werden, die eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung
beantragt haben, und für die festgestellt wurde, dass sie die
Antidumpingzölle nicht umgehen.

Artikel 3

(1) Die Fragebogen sind bei der Kommission innerhalb von
15 Tagen nach der Veröffentlichung dieser Verordnung im
Amtsblatt der Europäischen Union anzufordern.

(2) Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen betroffene
Parteien innerhalb von vierzig Tagen nach der Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union mit
der Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt schrift-

lich darlegen und ihre Antworten auf den Fragebogen und
sonstige Informationen übermitteln, wenn diese Angaben bei
der Untersuchung berücksichtigt werden sollen.

(3) Innerhalb der vorgenannten Frist von 40 Tagen können
die interessierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung
durch die Kommission stellen.

(4) Alle sachdienlichen Informationen, alle Anträge auf
Anhörung, auf Zusendung eines Fragebogens oder auf Geneh-
migung der Erteilung von Bescheinigungen, aus denen hervor-
geht, dass die Einfuhr keine Umgehung darstellt, sind schriftlich
(nicht in elektronischer Form, sofern nichts anderes bestimmt
ist) unter Angabe des Namens, der Anschrift, der E-Mail-
Adresse und der Telefon-, der Fax- und/oder der Telexnummer
der interessierten Partei zu übermitteln. Alle schriftlichen Stel-
lungnahmen, einschließlich der in dieser Bekanntmachung
angeforderten Informationen, die Antworten auf den Frage-
bogen und alle Schreiben, die von betroffenen Parteien auf
vertraulicher Basis übermittelt werden, müssen den Vermerk
„Zur eingeschränkten Verwendung“ tragen und gemäß Artikel
19 Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht
vertraulichen Fassung übermittelt werden, die den Vermerk
„Zur Einsichtnahme durch betroffene Parteien“ trägt. Alle
schriftlichen Stellungnahmen, einschließlich der in dieser
Verordnung angeforderten Informationen, der Antworten auf
den Fragebogen und aller Schreiben, die von interessierten
Parteien auf vertraulicher Basis übermittelt werden, müssen den
Vermerk „Zur eingeschränkten Verwendung“ (1) tragen und
gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Grundverordnung zusammen
mit einer nicht vertraulichen Fassung übermittelt werden, die
den Vermerk „Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“
trägt.

Anschrift der Kommission

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion B
J-79 5/16
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 295 65 05
Fernschreiber: COMEU B 21877.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 2. März 2004

Für die Kommission
Pascal LAMY

Mitglied der Kommission
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 18. Februar 2004

zur Festlegung des Musters einer Gesundheitsbescheinigung für nicht gewerbliche Verbringungen
von Hunden, Katzen und Frettchen aus Drittländern

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 432)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/203/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die
Veterinärbedingungen für die Verbringung von Heimtieren zu
anderen als Handelszwecken und zur Änderung der Richtlinie
92/65/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 sind
Bedingungen für nicht gewerbliche Verbringungen von
Hunden, Katzen und Frettchen aus Drittländern festge-
legt. Diese Bedingungen sind je nach Gesundheitsstatus
des Herkunftsdrittlandes und des Bestimmungsmitglied-
staates unterschiedlich.

(2) Gemäß Artikel 8 Absatz 4 der genannten Verordnung ist
für Verbringungen dieser Art ein Bescheinigungsmuster
festzulegen.

(3) Es ist angezeigt, für die in der Verordnung (EG) Nr. 998/
2003 vorgesehenen Fälle ein einheitliches Bescheini-
gungsmuster festzulegen. Betroffen sind demnach
Verbringungen aus Drittländern im allgemeinen in alle
Mitgliedstaaten außer Irland, Schweden und das Verei-
nigte Königreich sowie Verbringungen aus den in
Anhang II Teil B Abschnitt 2 und Teil C der Verordnung
(EG) Nr. 998/2003 aufgelisteten Drittländern nach Irland
und Schweden und in das Vereinigte Königreich.

(4) Da die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 ab 3. Juli 2004
Anwendung findet, sollte diese Entscheidung ab
demselben Datum gelten.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Entscheidung wird die in Artikel 8 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 998/2003 vorgesehene Musterbescheini-
gung für nicht gewerbliche Verbringungen von Heimtieren der
Haustierarten Hund, Katze und Frettchen festgelegt.

Diese Bescheinigung ist erforderlich für Verbringungen der
genannten Tiere aus Drittländern in alle Mitgliedstaaten außer
Irland, Schweden und das Vereinigte Königreich sowie für
Verbringungen aus den in Anhang II Teil B Abschnitt 2 und
Teil C der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 aufgelisteten
Drittländern nach Irland und Schweden und in das Vereinigte
Königreich.

Artikel 2

Die Musterbescheinigung ist im Anhang festgelegt.

Artikel 3

Die Bescheinigung besteht aus einem einzigen Blatt und ist
zumindest in der Sprache des Eingangsmitgliedstaats sowie in
englischer Sprache abzufassen. Sie ist in Druckbuchstaben
entweder in der Sprache des Eingangsmitgliedstaats oder in
englischer Sprache auszufüllen.

3.3.2004 L 65/13Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 146 vom 13.6.2003, S. 1.



Die Teile I bis V der Bescheinigung sollten von einem von der
zuständigen Behörde des Versandlandes bezeichneten amtlichen
Tierarzt oder von einem von der zuständigen Behörde
bevollmächtigten niedergelassenen Tierarzt ausgestellt und
unterzeichnet werden. In letzterem Falle muss die zuständige
Behörde die Einträge bestätigen. Die Teile VI und VII sind,
soweit zutreffend, von Tierärzten auszufüllen und zu unter-
zeichnen, die im Versandland zur Ausübung des tierärztlichen
Berufes zugelassen sind.

Der Bescheinigung müssen Belegdokumente oder beglaubigte
Abschriften derartiger Dokumente beiliegen, einschließlich
Impfdaten und die Ergebnisse der serologischen Untersuchung.
Auf diesen Dokumenten müssen Einzelheiten zur Identifizie-
rung des betreffenden Tieres vermerkt sein.

Artikel 4

Für die Impfung gemäß Teil IV ist ein inaktivierter Impfstoff zu
verwenden, der zumindest in Einklang mit den Normenempfeh-
lungen des OIE zu Untersuchungsmethoden und Vakzinen
hergestellt wurde.

Artikel 5

Für innergemeinschaftliche Verbringungen gilt die Bescheini-
gung ab dem Ausstellungsdatum für die Dauer von vier
Monaten oder bis zum Tag des Ablaufs der Gültigkeitsdauer
der Impfung gemäß Teil IV, je nachdem, welcher Tag früher
eintritt.

Sie gilt nicht für Tiere, die aus nicht in Anhang II der Verord-
nung (EG) Nr. 998/2003 aufgelisteten Ländern stammen oder
in nicht in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 998/2003
aufgelisteten Ländern auf die Verbringung vorbereitet wurden,
wenn sie nach Irland, Schweden oder in das Vereinigte König-
reich verbracht werden, wo nationales Recht gilt.

Artikel 6

Erfolgt die Verbringung aus einem in Anhang II Teil B
Abschnitt 2 oder Teil C der Verordnung (EG) Nr. 998/2003
aufgelisteten Drittland, so gelten die Bedingungen gemäß
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 nur,

— wenn das Tier auf direktem Wege zum Eingangsmitglied-
staat befördert wird oder

— wenn das Tier während seiner Beförderung vom Versand-
drittland zum Eingangsmitgliedstaat nur in Ländern
gehalten wurde, die in Anhang II Teil B Abschnitt 2 oder
Teil C der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 aufgelistet sind.

Eine Beförderung auf direktem Wege kann jedoch die
Durchfuhr auf dem Luft- oder Seeweg durch ein Drittland
beinhalten, das nicht in Anhang II aufgelistet ist, vorausgesetzt,
in diesem Drittland bleibt das Tier innerhalb des Flughafen-
geländes oder eingeschlossen auf dem Schiff.

Artikel 7

Diese Entscheidung gilt ab 3. Juli 2004.

Artikel 8

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 18. Februar 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Muster — Gesundheitsbescheinigung für nicht gewerbliche Verbringungen von Heimtieren der Haustierarten Hund,
Katze und Frettchen aus Drittländern gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 998/2003
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 23. Februar 2004

zur Regelung der Modalitäten der Funktionsweise der in der Richtlinie 2001/18/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Register für die Erfassung von Informationen über

genetische Veränderungen bei GVO

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 540)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/204/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche
Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt
und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates (1),
insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Richtlinie 2001/18/EG sind für die Anmel-
dung von genetisch veränderten Organismen, nachste-
hend „GVO“ genannt, verschiedene Informationen erfor-
derlich. Die geforderten Daten beziehen sich auf den
einzelnen GVO selbst, auf die Umwelt, in die der GVO
freigesetzt wird, sowie auf die Wechselwirkungen
zwischen dem GVO und der ihn aufnehmenden Umwelt,
einschließlich aller Auswirkungen auf die menschliche
Gesundheit.

(2) Die bei der Anmeldung der absichtlichen Freisetzung
von GVO erforderlichen Informationen sind in Anhang
III der Richtlinie 2001/18/EG aufgeführt. Anhang IV der
Richtlinie enthält allgemeine Angaben zu den zusätz-
lichen Informationen, die bei der Anmeldung für das
Inverkehrbringen von GVO vorzulegen sind. Er
beschreibt auch die für die Kennzeichnung von GVO,
die als Produkte oder in Produkten in Verkehr gebracht
werden sollen, erforderlichen Angaben. Einige dieser
zusätzlichen Informationen sind in eines oder mehrere
Register aufzunehmen, insbesondere Informationen über
genetische Veränderungen, die zum Nachweis und zur
Identifizierung bestimmter GVO-Produkte verwendet
werden können, einschließlich Nachweisverfahren im
Zusammenhang mit Schwellenwerten, die gemäß der
Richtlinie 2001/18/EG festgelegt werden, um die
Überwachung nach dem Inverkehrbringen zu
erleichtern.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 2 der Richtlinie 2001/18/EG
hat die Kommission ein oder mehrere Register einzu-
richten, nachstehend „Register“ genannt, um die in
Anhang IV Abschnitt A7 der Richtlinie genannten Infor-
mationen über die genetischen Veränderungen von GVO
festzuhalten.

(4) Zu diesen Informationen gehören gegebenenfalls die
Hinterlegung von Proben des GVO, als Produkt oder in
Produkten, oder seines genetischen Materials bei der
zuständigen Behörde sowie Einzelheiten zu den Nukleo-

tidsequenzen oder sonstige für die Identifizierung des
GVO-Produkts und dessen Nachkommen erforderliche
Informationen, einschließlich der Verfahren zum Nach-
weis und zur Identifizierung des GVO-Produkts und der
experimentell ermittelten Validierungsparameter der
Verfahren.

(5) Bei der Festlegung der in den Registern zu erfassenden
Angaben wurde berücksichtigt, dass andere Informa-
tionen — wie die Umweltverträglichkeitsprüfung, die
wissenschaftlichen Studien, einschließlich Studien über
den Nachweis der Sicherheit des Produkts, und, sofern
verfügbar, Literaturangaben über unabhängige und Peer-
Review-Studien sowie über Identifizierungs- und Nach-
weisverfahren und alle weiteren Informationen, die vom
Anmelder vorgelegt werden, Verfahren und Pläne für die
Überwachung der GVO und für Notfallmaßnahmen,
sowie die Ergebnisse der Überwachung nach dem Inver-
kehrbringen — gemäß den einschlägigen Bestimmungen
der Richtlinie 2001/18/EG, der Verordnung (EG) Nr.
1946/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15. Juli 2003 über die grenzüberschreitende
Verbringung genetisch veränderter Organismen (2) und
der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europä-
ischen Parlaments, des Rates und der Kommission (3) im
Prinzip zugänglich sind und daher nicht eigens erfasst
werden müssen.

(6) Im Sinne der Transparenz sowie in Übereinstimmung
mit der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 sollten die
Öffentlichkeit, die Mitgliedstaaten und die Kommission
Zugang zu den Registern haben. Die Register sollten
deshalb zwei Datensätze enthalten, von denen einer der
Öffentlichkeit und der andere ausschließlich den
Mitgliedstaaten, der Kommission und der Europäischen
Behörde für Lebensmittelsicherheit zugänglich ist. Der
erste Datensatz sollte alle in den Registern festgehaltenen
Daten enthalten, mit Ausnahme der Daten, die aus
Gründen der Vertraulichkeit gemäß Artikel 25 der Richt-
linie 2001/18/EG, insbesondere aus Gründen des
Schutzes geschäftlicher Interessen, nicht veröffentlicht
werden können; der zweite Datensatz sollte zusätzliche
vertrauliche Daten enthalten. Einzelanträge auf Datenzu-
gang werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1049/
2001 zu behandeln sein, die jedoch im Rahmen der
darin vorgesehenen Ausnahmen die Gewähr für den
Schutz der gleichen Interessen bietet wie Artikel 25 der
Richtlinie 2001/18/EG.
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(7) Den zuständigen Behörden, Überwachungsbehörden,
Kontrolllaboratorien der Mitgliedstaaten und der
Kommission sollten während der Geltungsdauer der
Zustimmung sowie während eines angemessenen Zeit-
raums nach ihrem Ablauf die Verfahren zum Nachweis
und zur Identifizierung, einschließlich Nachweisver-
fahren im Zusammenhang mit Schwellenwerten, die
gemäß der Richtlinie 2001/18/EG festgelegt werden, zur
Verfügung stehen.

(8) Zum Zeitpunkt, zu dem die zuständige Behörde der
Kommission die Daten zur Erfassung in den Registern
übermittelt, fehlen möglicherweise einige Daten noch,
wie z. B. das Datum der Genehmigung oder die für die
Identifizierungs- und Nachweisverfahren notwendigen
Validierungsparameter. Ferner können während der
Geltungsdauer der Zustimmung und sogar einige Zeit
nach ihrem Ablauf Aktualisierungen notwendig werden,
z. B. im Zusammenhang mit Nachweis- und Identifizie-
rungsverfahren, Handelsnamen oder den Angaben zu
den zuständigen Personen. Deshalb sollten Vorkeh-
rungen für die Aktualisierung der Register getroffen
werden.

(9) Künftige Entwicklungen bei den Verfahren der gene-
tischen Veränderung oder bei den einschlägigen
Verfahren zum Nachweis und zur Identifizierung,
einschließlich Nachweisverfahren im Zusammenhang
mit Schwellenwerten, die gemäß der Richtlinie 2001/18/
EG festgelegt werden, können eine Anpassung dieser
Entscheidung an den technischen Fortschritt erforderlich
machen. Ebenso können künftige Entwicklungen des
Gemeinschaftsrechts eine Anpassung dieser Entschei-
dung im Sinne der Kohärenz und Effizienz erfordern.

(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stehen in Einklang mit der Stellungnahme des nach
Artikel 30 Absatz 1 der Richtlinie 2001/18/EG einge-
setzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Entscheidung legt die Modalitäten der Funktionsweise der
Register fest, die von der Kommission gemäß Artikel 31 Absatz
2 der Richtlinie 2001/18/EG eingerichtet werden, nachstehend
„Register“ genannt, um in ihnen Informationen über die gene-
tischen Veränderungen von genetisch veränderten Organismen,
nachstehend „GVO“ genannt, zu erfassen.

Artikel 2

Die in Artikel 1 genannten Informationen umfassen in Überein-
stimmung mit Artikel 3 Einzelheiten zu Nukleotidsequenzen
oder sonstige für die Identifizierung des GVO-Produkts und
seiner Nachkommen erforderliche Informationen, wie die
Verfahren zum Nachweis und zur Identifizierung des GVO-
Produkts, einschließlich Nachweisverfahren im Zusammenhang
mit Schwellenwerten, die gemäß der Richtlinie 2001/18/EG
festgelegt werden, und experimentelle Daten zum Nachweis der
Validierung der Verfahren.

Die Register müssen mit den anderen, nach Maßgabe sonstiger
einschlägiger Gemeinschaftsvorschriften eingerichteten Re-
gistern vereinbar und kompatibel sein.

Artikel 3

In den Registern ist Folgendes zu erfassen:

a) Angaben über den Anmelder und die verantwortlichen
Personen:

i) Name und vollständige Anschrift des Anmelders,

ii) Name und vollständige Anschrift der in der Gemein-
schaft niedergelassenen Person, die für das Inverkehr-
bringen verantwortlich ist, unabhängig davon, ob es sich
um den Hersteller, den Einführer oder den Vertreiber
handelt, wenn diese vom Anmelder abweichen;

b) allgemeine Angaben über den/die GVO:

i) der/die Handelsname/n der GVO-Produkte und die
Namen der darin enthaltenen GVO, einschließlich des/
der wissenschaftlichen Namen/s und des/der Trivial-
namen/s des Empfänger- oder gegebenenfalls des Eltern-
organismus des GVO,

ii) der/die spezifische/n Erkennungsmarker des/der GVO,
der/die in dem/den Produkt/en enthalten ist/sind,

iii) der Mitgliedstaat, in dem die Anmeldung erfolgt ist,

iv) die Anmeldungsnummer,

v) die Entscheidung über die Zulassung des/der GVO;

c) Angaben über das Insert:

i) Informationen zur Nukleotidsequenz des Inserts, mit
dem das Nachweisverfahren entwickelt wurde, gegeben-
enfalls unter Angabe der vollständigen Sequenz des
Inserts sowie der Anzahl der Basenpaare der flankie-
renden Sequenzbereiche, die sowohl für ein für das
Transformationsereignis spezifisches Nachweisverfahren
wie auch für Nachweisverfahren im Zusammenhang mit
Schwellenwerten, die gemäß der Richtlinie 2001/18/EG
festgelegt werden, benötigt werden, sowie Zugangsnum-
mern für öffentliche Datenbanken und Literaturangaben
über Sequenzdaten des Inserts oder von Teilen des
Inserts,

ii) eine detaillierte Karte der eingeführten DNA, in der alle
genetischen Elemente, codierende und nichtcodierende
Regionen sowie deren Anordnung und Orientierung
angegeben sind;

d) Angaben über die Nachweis- und Identifizierungsverfahren:

i) Beschreibung der Identifzierungs- und Nachweisver-
fahren für den für das Transformationsereignis spezi-
fischen Nachweis, gegebenenfalls einschließlich Nach-
weisverfahren im Zusammenhang mit Schwellenwerten,
die gemäß der Richtlinie 2001/18/EG festgelegt werden,

ii) Angaben über Mittel zum Nachweis und zur Identifizie-
rung wie PCR-Primer und Antikörper,

iii) gegebenenfalls Angaben zu den Validierungsparametern
gemäß internationalen Leitlinien;

e) Angaben über die Hinterlegung, Lagerung und Bereitstellung
von Proben:

i) Name und Anschrift der für die Hinterlegung, Lagerung
und Bereitstellung von Kontrollproben zuständigen
Person(en),

ii) Angaben über die gelagerten Proben, wie Art des Mate-
rials, genetische Charakterisierung, Menge des hinter-
legten Materials, Stabilität, Bedingungen für eine geeig-
nete Lagerung und Haltbarkeit.
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Artikel 4

Die Öffentlichkeit hat gemäß Artikel 25 der Richtlinie 2001/
18/EG und gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
Zugang zu den Registern.

Die erfassten Informationen werden wie folgt unterteilt:

a) in einen der Öffentlichkeit zugänglichen Datensatz,

b) in einen Datensatz mit zusätzlichen vertraulichen Daten, zu
dem ausschließlich die Mitgliedstaaten, die Kommission und
die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit Zugang
haben.

Artikel 5

Die zuständigen Behörden entnehmen aus den Anmeldungen
alle Daten, die sie gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie
2001/18/EG erhalten haben und die sich auf die in Artikel 3
angegebenen Informationen beziehen. Sie übermitteln diese
Daten unter Benutzung eines von der Kommission hierfür zur
Verfügung gestellten Übermittlungsformulars an die Kommis-
sion bei Vorlage des Bewertungsberichts oder spätestens zwei
Wochen danach, damit die Kommission diese Daten in die
Register eingeben kann. Dieses Formular kann vom Anmelder
ausgefüllt werden, sofern sein Inhalt durch die zuständigen
Behörden überprüft wird.

Um Überschneidungen zu vermeiden, können Verknüpfungen
zu anderen Registern oder Datenbanken hergestellt werden,
z. B. zu den „Schemata für die Zusammenfassung der Anmelde-

informationen“ (Summary Notification Information Formats,
SNIFs), zur Stellungnahme der Europäischen Behörde für
Lebensmittelsicherheit, zum Bewertungsbericht der zuständigen
Behörde, zur Informationsstelle für biologische Sicherheit des
Protokolls von Cartagena über die biologische Sicherheit und
zum Molekülregister der Gemeinsamen Forschungsstelle.

Artikel 6

Informationen zur Aktualisierung der Register leitet die
zuständige Behörde spätestens zwei Wochen nach Eingang an
die Kommission weiter. Diese Informationen werden spätestens
binnen zwei Wochen nach Eingang in die Register aufge-
nommen.

Artikel 7

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 23. Februar 2004

Für die Kommission
Margot WALLSTRÖM

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 1. März 2004

mit Übergangsmaßnahmen für den innergemeinschaftlichen Handel mit Sperma, Eizellen und
Embryonen von Rindern, Schweinen, Ziegen und Pferden, die aus der Tschechischen Republik,

Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und der Slowakei stammen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 574)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/205/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt der Tschechischen Re-
publik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas,
Polens, Sloweniens und der Slowakei, insbesondere auf Artikel
2 Absatz 3,

gestützt auf die Akte über den Beitritt der Tschechischen Re-
publik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas,
Polens, Sloweniens und der Slowakei, insbesondere auf Artikel
42,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Ab 1. Mai 2004 müssen Sperma, Eizellen und
Embryonen von Rindern, Schweinen, Ziegen und
Pferden, die aus der Tschechischen Republik, Estland,
Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowe-
nien und der Slowakei (den „neuen Mitgliedstaaten“)
stammen und für den innergemeinschaftlichen Handel
bestimmt sind, allen Bedingungen der einschlägigen
Gemeinschaftsvorschriften entsprechen.

(2) Insbesondere unterliegen diese Erzeugnisse den tierseu-
chenrechtlichen Anforderungen der Richtlinie 88/407/
EWG des Rates vom 14. Juni 1988 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an den innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen von
Rindern und an dessen Einfuhr (1), der Richtlinie 89/
556/EWG des Rates vom 25. September 1989 über
viehseuchenrechtliche Fragen beim innergemeinschaft-
lichen Handel mit Embryonen von Hausrindern und
ihrer Einfuhr aus Drittländern (2), der Richtlinie 90/429/
EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an den innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen von
Schweinen und an dessen Einfuhr (3) und der Richtlinie
92/65/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 über die

tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den Handel mit
Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der Gemein-
schaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit
sie diesbezüglich nicht den spezifischen Gemeinschafts-
regelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie
90/425/EWG unterliegen (4).

(3) Bestimmte der in den neuen Mitgliedstaaten vor dem
Zeitpunkt des Beitritts gewonnenen Erzeugnisse können
sich nach dem Zeitpunkt des Beitritts noch auf Lager
befinden. Diese tierischen Erzeugnisse entsprechen
jedoch möglicherweise nicht allen für den innergemein-
schaftlichen Handel geltenden tierseuchenrechtlichen
Anforderungen.

(4) Um den Übergang von der geltenden Regelung für
Erzeugnisse aus den neuen Mitgliedstaaten auf die Rege-
lung zu erleichtern, die sich aus der Anwendung der tier-
seuchenrechtlichen Gemeinschaftsvorschriften ergibt,
empfiehlt es sich, Übergangsmaßnahmen für den Handel
mit diesen Erzeugnissen festzulegen.

(5) Gemäß Artikel 53 der Beitrittsakte gelten die neuen
Mitgliedstaaten ab dem Beitritt als über diese Entschei-
dung in Kenntnis gesetzt.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Entscheidung gilt für Sperma, Eizellen und Embryonen
von Rindern, Schweinen, Ziegen und Pferden, die unter die tier-
seuchenrechtlichen Anforderungen der Richtlinien 88/407/
EWG, 89/556/EWG, 90/429/EWG and 92/65/EWG fallen und
vor dem 1. Mai 2004 in der Tschechischen Republik, Estland,
Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und
der Slowakei (den „neuen Mitgliedstaaten“) gewonnen wurden.
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(1) ABl. L 194 vom 22.7.1988, S. 10. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Entscheidung 2004/101/EG der Kommission (ABl. L 30 vom
4.2.2004, S. 15).

(2) ABl. L 302 vom 19.10.1989, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (ABl. L 122 vom 16.5.2003, S.
1).

(3) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 62. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.

(4) ABl. L 268 vom 14.9.1992, S. 54. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1398/2003 der Kommission (ABl. L 198
vom 6.8.2003, S. 3).



Artikel 2

Ab dem 1. Mai 2004 dürfen die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse nicht in andere Mitgliedstaaten verbracht werden.

Artikel 3

(1) Abweichend von Artikel 2 dürfen die in Artikel 1
genannten Erzeugnisse vom 1. Mai bis 31. Dezember 2004:

a) in andere Mitgliedstaaten verbracht werden, sofern
i) der Bestimmungsstaat diese Verbringung zulässt,

ii) die vom Bestimmungsstaat vor dem 1. Mai 2004 festge-
legten Bedingungen eingehalten werden;

b) zum innergemeinschaftlichen Handel zugelassen werden,
sofern die Erzeugnisse:
i) in Stationen oder Einheiten gewonnen wurden, die zur

Ausfuhr in die Gemeinschaft zugelassen waren,
ii) die Zulassungsnummer tragen, die dem Zentrum oder

der Stelle für die Ausfuhr in die Gemeinschaft zugeteilt
wurde.

(2) Die Tiergesundheitsbescheinigung, die Sendungen der in
Absatz 1 genannten Erzeugnisse begleitet, umfasst folgende,
vom amtlichen Tierarzt unterzeichnete zusätzliche Bescheini-
gung:

„Sperma, Eizellen oder Embryonen (Nichtzutreffendes strei-
chen) von Rindern, Schweinen, Ziegen oder Pferden (Nicht-
zutreffendes streichen), die den Anforderungen der 2004/
205/EG der Kommission (*) entsprechen und vor dem 1.
Mai 2004 gewonnen wurden.

(*) ABl. L 65 vom 3.3.2004, S. 23.“

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die erforder-
lichen Vorschriften, um dieser Entscheidung nachzukommen.
Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Artikel 5

Diese Entscheidung gilt vorbehaltlich des Beitrittsvertrags von
2003 ab dem Tag seines Inkrafttretens.

Artikel 6

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 1. März 2004

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission

3.3.2004L 65/24 Amtsblatt der Europäischen UnionDE


	Inhalt
	Verordnung (EG) Nr. 392/2004 des Rates vom 24.Februar 2004 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über denökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung derlandwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel
	Verordnung (EG) Nr. 393/2004 des Rates vom 24.Februar 2004 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 überdie gemeinsame Marktorganisation für Faserflachs und -hanf
	Verordnung (EG) Nr. 394/2004 der Kommission vom 2.März 2004 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmungder im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise
	Verordnung (EG) Nr. 395/2004 der Kommission vom2. März 2004 zur Einleitung einer Untersuchung betreffend diemutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung (EG) Nr. 964/2003 desRates gegenüber den Einfuhren bestimmter Rohrformstücke,Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oderStahl, mit Ursprung in unter anderem der Volksrepublik Chinaeingeführten Antidumpingmaßnahmen durch aus Sri Lanka versandteEinfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke undRohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl, ob alsUrsprungserzeugnisse Sri Lankas angemeldet oder nicht, und zurzollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren
	Verordnung (EG) Nr. 396/2004 der Kommission vom2. März 2004 zur Einleitung einer Untersuchung betreffend diemutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung (EG) Nr. 964/2003 desRates gegenüber den Einfuhren bestimmter Rohrformstücke,Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Eisen oderStahl, mit Ursprung in unter anderem der Volksrepublik Chinaeingeführten Antidumpingmaßnahmen durch aus Indonesien versandteEinfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke undRohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl, ob alsUrsprungserzeugnisse Indonesiens angemeldet oder nicht, und zurzollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren
	Entscheidung der Kommission vom 18. Februar2004 zur Festlegung des Musters einer Gesundheitsbescheinigung fürnicht gewerbliche Verbringungen von Hunden, Katzen und Frettchenaus Drittländern (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004)432) (1)
	Entscheidung der Kommission vom 23. Februar2004 zur Regelung der Modalitäten der Funktionsweise der in derRichtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Ratesvorgesehenen Register für die Erfassung von Informationen übergenetische Veränderungen bei GVO (Bekannt gegeben unterAktenzeichen K(2004) 540) (1)
	Entscheidung der Kommission vom 1. März 2004mit Übergangsmaßnahmen für den innergemeinschaftlichen Handel mitSperma, Eizellen und Embryonen von Rindern, Schweinen, Ziegen undPferden, die aus der Tschechischen Republik, Estland, Zypern,Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und der Slowakeistammen (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004)574) (1)

